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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Entwurf eines gemeinsamen Antrages des Bundestages, des 
Bundesrates und der Bundesregierung an das Bundesverfassungs- 
gericht auf 

Erstattung eines Rechtsgutachtens über die 
Frage der Zuständigkeit des Bundes zum 
Erlaß eines Baugesetzes 

ist am 29. April 1952 dem Bundestag - Nr. 3362 der Drucksachen - 
und dem Bundesrat vorgelegt worden. 

Der Bundestag hat in seiner 215. Sitzung am 28. Mai 1952 be- 
schlossen - Nr. 3403 der Drucksachen diesem Antrag beizutreten. 
Der Bundesrat hat in der Sitzung vom 18. Juli 1952 seine Zu- 
stimmung davon abhängig gemacht, daß einige Änderungswünsche 
berücksichtigt werden. Die Bundesregierung hat inzwischen be- 
schlossen, den Empfehlungen des Bundesrates zu folgen. In der 
Anlage wird der Entwurf des Antrages an das Bundesverfassungs- 
gericht in der vom ßundesrat vorgeschlagenen Neufassung mit der 
Bitte vorgelegt, eine erneute Beschlußfassung des Bundestages her- 
beizuführen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 




Entwurf 


An das 

Bundesverfassungsgericht Karlsruhe 


Betr.: Antrag auf Erstattung eines Rechtsgutachtens über die Zuständig- 
keit des Bundes zum Erlaß eines Baugesetzes 


Der Bundestag hat in seiner Sitzung vom 
13. September 1951 auf Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP - Nr. 2442 
der Drucksachen - beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Bundestag den Entwurf des Baugesetzes, das 
das Bau-, Boden-, Planungs-, Anlieger- und 
Umlegungsrecht im Zusammenhang und 
bundeseinheitlich regeln soll, bis zum 31. De- 
zember 1951 vorzulegen.” 

Da von verschiedenen Seiten, insbesondere 
von seiten der Länder, gegen die Zuständig- 
keit des Bundes zur Gesetzgebung auf Ge- 
bieten des Baurechts .verfassungsreditlidie 
Bedenken erhoben worden sind, die sehr 
umfangreichen Vorarbeiten und Verhand- 
lungen zur Erlangung eines vorlagereiferi 
Entwurfes aber nur ausgeführt werden kön- 
nen, wenn die Zuständigkeitsbegrenzung vor- 
her klargelegt ist, ergibt sidi schon jetzt die 
Notwendigkeit, das Bundesverfassungsgericht 
mit diesen Zuständigkeitsfragen zu befassen- 

Der Bundestag, der Bundesrat und die Bun- 
desregierung beantragen daher gemäß § 97 
des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243 ff.) 
die Erstattung eines Gutachtens über folgende 
Fragen: 

1. Erstreckt sich die Gesetzgebungsbefugnis 
des Bundes nach dem Grundgesetz, ins- 
besondere nach Art. 74 Zilf. 18 GG unter 


den Vorraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 
GG, auf folgende Gebiete: 

1. das Recht der städtebaulichen Planung, 
dessen Inhalt und Zweck darin besteht, 
daß die gesamte Bebauung in Stadt und 
Land, die zu ihr gehörigen baulichen 
Anlagen und Einrichtungen sowie die 
mit der Bebauung in Verbindung ste- 
hende Nutzung des Bodens durch eine 
der Wirtschaftlichkeit, der Zweckmäßig- 
keit sowie den sozialen, gesundheitlidien 
und kulturellen Erfordernissen dienende 
Planung vorbereitet und geleitet werden 
sollen; 

2. das Recht der Baulandumlegung? 
Hierunter sind etwa zu verstehen Vor- 
schriften über: 

a) die Voraussetzungen, die Einleitung 
und Durchführung eines Verfahrens 
zur Umformung der von einem Be- 
bauungsplan erfaßten oder zu erfassen- 
den Grundstücke in raumökonomisch 
und bebauungsmäßig vorteilhaft zu- 
geschnittene Neugrundstücke durch 
Herbeiführung entsprechender neuer 
Eigentumsgrenzen zum Zwecke der 
ErmÖglicliung einer dem Bebauungs- 
plan entsprechenden »Bebauung, 

b^ die Grenzregelung, die in einem Aus- 
tausch oder in einem einseitigen Erwerb 
von Flächen besteht, der zur Gewinnng 



eines oder mehrerer zweckmäßig 
geformter Bauplätze bei einer nur 
kleineren Zahl von Grundstücken er- 
forderlich ist oder der Erlangung von 
Verbesserungen in der Benutzung be- 
bauter Grundstücke und der Beseiti- 
gung unvorschriftsmäßiger Zustände 
dient, 

c) ein Verfahren, in dem die Grundstücke 
zu gemeinschaftlichem Eigentum ver- 
einigt und den bauwilligen Miteigen- 
tümern jeweils in der sich im Rahmen 
der planmäßigen Entwicklung der ge- 
samten Grundfläche ergebenden Ört- 
lichkeit ein neues Grundstück zu 
Alleineigentum zugewiesen wird (glei- 
tende Umlegung); 

3. das Recht der Zusammenlegung von 
Grundstücken? 

Hierunter sind Bestimmungen zu verste- 
hen, die - namentlich im Zusammenhang 
mit Bebauungsplänen - die Erstellung 
größerer Baueinheiten ermöglichen, ferner 
weldie die von kleinen Grundstücken, 
von unzweckmäßigen Eigentumsgrenzen 
und von einer Vielzahl von Eigentümern 
ausgehenden bauhindernden Folgen be- 
seitigen, sowie eine wirtschaftlichere Aus- 
führung^ und Verwertung der Bauwerke 
durch Zusammenfassung von Grund- 
stücken erreichen sollen; 

4. das Recht der Bodenbewertung? 

Dabei handelt es sich um Bestimmungen 
zur Erlangung allgemein gültiger Anhalts- 
punkte für die Bewertung des Bodens, 
wie sie bei der Planung, der Umlegung 
und der Zusammenlegung, bei der Land- 
beschaffung (Enteignung, z. B. Bauland- 
enteignung), der Erschließung und bei 


sonstigen baurechtlichen V orgängen sowie 
beim Bodenverkehr einheitlich benötigt 
werden; 

5. das Boden verkehrsrecht, d. h. Bestimmun- 
gen darüber, inwieweit Eigentums- und 
sonstige Rechtsänderungen an Grund- 
stücken in den Baubereichen im Zusam- 
menhang mit der baulichen Ordnung 
einer Genehmigungspflidit unterliegen; 

6. das Erschließungsrecht, d. li. Bestimmun- 
gen über den Flächenerwerb und die 
Anlage von 

a) Gemeinbedarfsflächen (Ortsstraßen und 
Ortswege einschließlich der Plätze und 
Parkflächen sowie von öffentlichen 
Grünflächen), 

b) Versorgungseinrichtungen für Wasser, 
Strom und Gas, 

c) Einrichtungen zur Beseitigung und 
Verwertung der Abwässer und Ab- 
fallstoffe, 

sowie über die sich hieraus ergebenden 
Rechtsbeziehungen der öffentlichen Hand 
zu den Anliegern und den sonstigen 
Grundeigentümern. 

7. das Baupolizeii^echt im bisher gebräuch- 
lichen Sinne? 

II. Ergibt sich aus Art. 105, 74 Ziff. 18 GG 
die Befugnis des Bundes, unter den Vor- 
aussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG Ab- 
gabepflichten einzuführen, die etwa im 
Sinne der sogenannten Wertsteigerungsab- 
gabe die Abschöpfung der Wertsteigerungen 
bezwecken, die ohne Aufwand des Eigen- 
tümers an Arbeit und Kapitel ilurch Maß- 
nahmen der Allgemeinheit, insbesondere 
durch die Auswirkungen der städtebau- 
lichen Planung, entstanden sind? 



